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Ma» abonnlrt N-i> bey I. A.IOch» in Bern, und te» XIS ^ ^ ^ Da» Adonn-meut für ?s Nummern oder für ,>„ Vier
allen Postämtern. » 2 2 ^Sr mkei

à» « Jr. und auller Bet» uostire»

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dienstag, teil 20 Jan. 1801.1 Drittes -Quartal. Den 20 Nivose IX.

An die Abonnenten.
Da mit dmi Stück 2?4, das dritte Quartal des

neuen S ch w. Republikaners zu Ende geht,
so sind die Abonncmen ersucht, wann sie die Fort-
setzung ununterbrochen zu erhalten wünschen, ihr Abon-
»ement für das vierte Quartal mit 4 Fr. in Bern,
und mit 5 Fr. pestfrcy ausser Bern, zu erneuern.

Der Neue ^Schweizerische Republikaner ist die Fortsetzung
folgender Blatter/ von denen noch Exemplare um bcygesezte
Preise zu haben sind »

Der Schweiz, Republikaner, z Bände, jeder zu 8 Fr.
Supplement dazu 2 Fr.
Neues helvetisches' Tastblatt, - Bände, jeder zu 6 Fr.
Neues republikanisches Blatt, i Band, 4 Fr.
Neuer schweizerischer Republikaner Quartal 1, 2 und z,

jedes zu 4 Fr,
Die Lücken, »je sich zwischen diese» Sammlungen finden,

sollen in emiaen Suppiementhcften nachgeliefert werden,
sobald sich eine hinlängliche Zahl Abonnenten für diese Snp
plcmenre gefunden hat. Man pränumerirt für das erste Heft
Nttt g Hr. bey den Herausgebern oder bey I. A. Ochs.

Von den Registern zu obige» Sammlungen sind bisdahin
drey zu den z Bänden des schweizerischen Republikaners und
daoicinge zum ersten Band des TagblattS erschienen: die übri-
»en loste» nachfolgen.

Gesetzgebender Rath, 2z. Dec.

Fortsetzung.
s Beschluß der Botschaft des Voliz. Raths, über die

künftige Compete»; der Vecwaltuiigskammern, und
deren V.rhälrniffe gegen die Minister.

Wir gestehen Ihnen, B. Gesetzgeber, Daß wir dieses
nicht besorgen und es auch nicht in unserm Sinn stiegt,
die Kammern so weit einzuschränken. Alle und iede Ein-
künfte ohne Ausnahme, stiessen nach unserm Vorschlag
Aittelbar oder unmittelbar in die Eantonscasse, und für
die Ausgaben >vx,àli sich die Kammern an die betref-
senden Ministerien im Allgemeinen, ohne daß sie beson.

er» nothig hätten, in die kleinsten Details einzutretten.

Das Departement des Innern oder der Polizey z, B.
erfodert in einem Canton nach einer allgemeinen Ueber»

sieht 8000 Fr, ; so wendet sich die Kammer an den be»

treffenden Minister, der dann, wenn die Ausgabe zuläßig
ist, diese Summe anweist, und sich von der Vermal»
tungskammer, so oft er es nothwendig findet, über die

Verwendung Rechenschaft geben läßt. Andere Ausgaben,
als solche, die in die verschiedenen Departement! der
Minister einschlagen, sollen die Verwallungskammern
nicht kennen.

Der Einwurf, daß besondere Begünstigungen der Mi»
nistcric» die einen Verwaltungskammern vorziehen,
und die audern hiniansetzen möchten, scheint uns auch

nicht begründet, wenigstens kommt dieß Besorgniß mit
dcn aufder andern Seile zu erwartenden Vortheilen in
keine Vergleichung. Die Vollziehung hat die Oberaufsicht
aller Ministerien ; sie hat das Ganze im Auge, und ob-

wohl sie über den Punkt der Begünstigung ganz beruhiget
ist, so bleibt den Kammern immer die Vefugniß offen,
sich unmittelbar an sie zu wenden. Für die richtige Zahl»
darkeil der Mandaten wird hauptsächlich gesorgt, wen»
die Einkünfte genau in die Stacuskasscn fliesten und von
den Kammern unter keinerlei) Vorwändcn mehr zu auS,

schlicßlichem öfters weit aussehendem Cantons-Ge,
brauch Hinterhalten werden ; gewiß bleibt alsdann nicht
eine einzige Kammer ohne baaren GUdvorrath.

Der Vollz. Rath schmeichelt sich mit der Hoffnung,
daß seine Erläuterungen Sie B, G. befriedigen werden,

er glaubt noch nicht ans den Punkt gekommen zu seyn,

in eigentliche Compelenzen der Vcrw, Kammern einlre»

ten zu können und schlägt Ihnen aus allen diesen Grün-
den keinen Zusatzartikel zu dem eingegebenen Vorschlage

vor. Er vermuthet, Sie werden mit ihm einig seyn,

daß bey der Vollziehung des Gesetzes, die in ihrem und
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seinem Sinne liegenden Modifikationen schicklich ange-
brache werden können.

Wenn Sie endlich in dem Vorschlage, die Bestien-

mung der Frist vermißt haben, innert welcher die Gene-

ralrechnung der Gesetzgebung zur Passation überreicht
werden soll, so gesteht Ihnen der Vollz. Nath daß es

ihm unmöglich war, dieselbe festzusetzen. Er steht das Er-
foderniß einer solchen künftigen Bestimmung zwar wohl
ein ist aber der Meynung daß dieselbe durch ein nach-

stehendes Gesetz zuvcrläßiger als izt geschehen würde,
verordnet werden könnte, und ladet Sie B. G. ein, in

Ihrer Weisheit auch von dieser seiner lezten Bemerkung,
den Ihnen beliebige» Gebrauch zu machen.

Folgende Botschaft wird verlesen, und an die Polizey.
commißion gewiesen:

B. G. Zufolg Ihrer Einladung vom 8. Okt. über-

sendet Ihnen der Vollzichungsrath die beyliegcndcn, ihm
zugekommenen nähern Berichte über die Vorstellungen
verschiedener Gulbefitzcr gegen ihre Einthcilung in die

Munizipalität Rolhenburg,Distr. Sempach, C. Luzcrn,
welche mit der Munizipalilät Rhein, von der fie getrennt
wurden, wieder vereinigt zu werden wünschen.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Finanz-
commißion gewiesen:

B- G. Das Gesetz vom 1;. Christin., durch welches

das Abgabensystem von 1800 genehmigt worden, könnte

seinen Zweck nicht erreichen, wenn es nicht durch Straf-
klauscl» unterstüzt wäre, und dem Ucbertreter kräftigere
Schranken, als jene des nur zu oft mißkannten öffentlichen

Vortheils entgegenfezt.

Ihre Einficht und Erfahrung machen es überßüßig,

Ihnen zu zeigen, wie nachthcilig für die Beobachtung
der verschiedenen in Bezug auf die Finanzen gegebenen

Gesetze, der Mangel an hinlänglichen Strafen gewesen

sey; überall waren die öffentlichen Beamten, welchen die

Vollziehung oblag, in Ansehung der böswilligen Steuer-
Pflichtigen verlegen, und überall sahen sie das Ansehen der

Negierung danmicr leiden.

Die Regierung ist es ihrer Würde und ihrer Obsorge

für eine gute Verwaltung schuldig, alle mit vernünftigen
Grundsätzen vereinbare Maßregeln zutreffen, damit ihre
Befehle vollzogen, und jeder Staatsbürger genöthigt

werde, seinen Antheil an den allgemeinen Lasten zu

theilen.
Aus diesem Grnnd legt Ihnen der Vollz. Rath sol-

genden Gcsctzcsvorschlag vor; sie werden leicht fühlen,
wie dringend es sey, daß er Ihre Genehmigung erhal-

te, da jede Verzögerung, die durch unsere schreyenden

Bedürfnisse so dringend gewordene Vollziehung des neuen

Abgabensystems verspäten würde.
G e se zv 0 r sch l ag.

Der gesetzgebende Rath hat auf den Vorschlag des

Vollz. Raths, und in Erwägung, daß ohngeachtet das

Gesetz von 1;. Dec. über den Bezug der Abgaben für

i8°o, der Vollz. Gewalt alle erfodcrlichcn Maßregel»

überläßt, die zu deren Beziehung nothwendig find, es

dennoch dringend sey, daß eine gesetzliche Verfügung die

Strafen gegen den Betrug, oder die NachlDM der

Steuerpflichtigen bestimme, d e sch l 0 sse n :

Den Vollz. Rath zu bevollmächtigen, folgende Straf,

fen bey den verschiedenen Zweigen der Auflagen gegen die

Fehlbaren anzuwenden.

1. Für die unterlasse ne Eingabe der
^

L i e g e n sch a ft e n, bey den mit der VerferligiW
der Cadaster beauftragten Behörden oder Stellen,

so wie für die Nichtbezahlung der schuldigen Grund,

steuer inner den zu bestimmenden Zcilfristen, der

doppelte Betrag der Grundsteuer.
2. Für die tt c b ert r e t u n g e n des Stem,

pels 0 dw r Visas, außer der Ungültigkeit der

Akte, welcher der vorgeschriebene Stempel oder W
mangelt, und welche übrigens bey Gerichten eder

öffentlichen Behörden oder sonst vor Beamte» Ml
angenommen werden können, eine in gewissen Füllen

fixe undfmcht über 10 Fr. gehende Straft, oder zehn-

mal den Werth des Slempelpapiers, welches nach

Vorschrift des Gesetzes hätte genommen werten fit

len. Für die Uebertretungen des C au

ten- 0 d e r T a r r 0 k e n st e m p e l s, die

nähme der Cartenspiele und einer Strafe von 20 nie

Ferner ist um die Beziehung dieser Stempelgê
zu sicher» und zu erleichtern, vom 1. Febr. i8°>^
das Einbringen und der Verkauf der im Ausland

fabrizirten Carlen und Tarrokspiele streute, iâ ^

Strafe der Wegnahme und einer Buße von lo°Fr>

verboten.

Für die Uebertretungen des Gesetzes, in Betreff
Handels- und Gcwecbspatentengebühr, der tch

pelte Betrag der Patcntgcbühr.

4. Für die Uebertretungen und Verschlagnisse ta> da

Tranksteuer, eine Strafe von 200 Fr., nebst t>^

Verbot des Verkaufs, und Zuschlicssunq der Wir'-'

schaft für i Jahr, nach der Belchaffenheir ^

Fehlers. ^
5. Für die Uebertretungen der Luxusabgaben, tie^ '

zahlung des dreyfachen Betrages der Gebühr,
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«. Für Verschlagniße oder Übertretungen der Anord.

innige» / inBctrcssoer Handänderungsgcbühr, eine

dem zwcyfachen Betrag der Gebühr gleichkommende

Strafe.
7. Jeder mit dem Bezug der Auflagen von der Vollzie-

hung beauftragte Beamte / welcher sich der Nach-
laßigkeit bey den verschiedenen Übertretungen der

Vorschriften des Gesetzes vom Dec. würde zu

Schulden kommen lassen, soll das erstemal eine der

Strafe des Übertreters gleichkommende Buße er-

legen.

8. Wenn sich ein Bürger wiederholt der verschiedenen

Übertretungen oder Verschlagnisse der Entrichtn»-
gender Abgaben schuldig macht, wird er das dop-
pclte der Strafe bezahlen, zu welcher er das vorige-
mal verfallt worden.
Dem Vollz. Rath wird die Vollziehung des gegen-
wárNgcn Gesetzes und die nähere Entwicklung und

Bestimmung dieser Strafen aufgetragen, welche

immer nur im Verhältniß mit der Größe des Ver-
gehcns angewandt werden können.

Auf den Antrag der Polizeycommißion wird eine Pe-
tition verschiedener Bürger von Nidau, die Weid,
gangsrechte betreffend, an die Finanzcommißion ge-
wiesen.

Die Civilgesttzgebungscommißion erstattet über die
Revision der Prozesse im Canton Sentis, einen Bericht,
der für z Tage auf den Canzleytisch gelegt wird.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Cri-
minalgcsctzg. Cvmmißidn gewiesen:

B. G. Jakob Karli, Schneidermeister von Solo-
lhurn, machte sich eines wiederholten Dibstahles von
verschiedenen Waaren ab Frachlwagen und zweyer be-

trächiljcher Einbrüche in das Kaufhaus von Svlvthurn,
deren Betrag auf 466z Fr. geschäzt wurde, äusserst

verdächljg, und obgleich die Entfernung von 2 fränki-
schen Canonicrs, welche von Karli als die eigentlichen
Thater dieser sämtlichen Diebstähle angegeben wurden,
die genaue Vervollständigung der Prozedur unmöglich
wacht, so wurde er doch überwiesen, nicht nur um
die That gewußt, sondern selbst einen sehr beträchtli-
chen Theil der entwendeten Waaren verkauft zu haben;
das Cantonsgcrtchl erkannte hierauf nach den Schlüssen
seines öffentlichen Anklägers, daß von den Verbrechen
des Karls die Einbrüche ins Kaufhause unter den §. 172,
die Dickstähle ad den Fruchrwäaen aber, unter den
i. '84 des peinlichen Gesetzbuchs"gchören, und er da.
her in Verbindung der in diesen beyden §§. ausgesezten

Straffen und Milderung derselben durch Nachlassnig
der erschwerenden Umstände, zu gjähriger Kettenstraffe
und giähriger Einsperrimg verurtheilt seyn solle.

Karli appclljrte diese Sentenz an den obersten Fe-
richtshof: durch die Vernachläßigung seines amtlichen
Vertheidigers wurde aber die Abfassung und Eingabe
des daherigen Begehrens über die gesetzlich bestimmte
Zeitfrist hjnaus verspätet, und der oberste Gerichtshof
mußte dasselbe als ersessen erklären.

Der Vollz. Rath bemerkte in der angeführten Sen-
ten; des Cantonsgerichts Solothurn cine Cumulation
der Strassen, welche den durchgängig eingeführten
Regeln der Criminaljusiiz zuwiderläuft. Indem er Sie
B. G. auf diesen wesentlichen Fehler aufmerksam macht,
so ergreift er auch, icncs Mittel, welches ihm zur Ver,
dcsserung dieses unförmlichen Urtheils übrig bleibt, da
er die Milderung desselben auf dem Weg der Bcgna,
digung vorschlägt. Sie werden B. G. aus den ben-

liegenden Acten ersehen, daß der arme Delinquent
durch die Nachläßigkeit seines Auwalds, dessen began,
gene Fehler ihm nachtheilig waren, und die lange
Dauerseiner Gefangenschaft, Anspruch auf Mitleid hat.
Da aber auch die wirkliche Strafwürdigkeit der Hand,
lung des Vcrurtheillen nicht ausser Acht gelassen werden
kann, so schlägt Ihnen B. G. der Vollz. Rath vor,
daß der Jacob Karli die 8jährige Kettenstraffe ausste«

hen solle, wo ihm hingegen die nachhcrige 8jährige
Einsperrungsstraffe nachgelassn werde.

Wegen der Hülflosen Lage, in welcher sich das Weib
und die Kinder des Karli befinden, wünscht der Vollz.
Rath ebenfalls, daß ein Drittel von dem Gewinn
seiner Arbeit, zu ihrer Unterstützung verwendet werden
möge.

Der Voll;, ladet Sie B. G. ein, diesen Vorschlag
in Ihre reife Erwägung zu ziehen.

Folgende Votschaft wird verlesen und an die Cri-
minalgesetzg. Commißion gewiesen:

B. G. Anna Catharina Michel, geborne Wir;,
Tschler des verstorbenen Diakon Wirz von Kirchbcrg
am Zürich see, mißbrauchte in einem von ihr geschrie-

benen Billet den Namen und die Unterschrift der Ke,
mahlin des B-Represtntanten Esther, um den Merz
lczthin, in Bern bey einem Kaufmann 2 Stücke In-
dienen ausznheben, mit denen sie sich gleich darauf
flüchtete. Sie wurde von dem Dssriktsgericht Bern
für dieses Vergehen den 9. May zu einjähriger Zucht-
hausstraffe verurtheilt, und diese Sentenz von dem

Cantonsgericht den 27. Herbsim. bestätigt. Die Mut,
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ter und Geschwister der Delinquentin wendeten sich,

um Nachlaß dieser Straffe zu erhallen, in einer van

der Munijipalität und dem Unlersiatthaltcr von Zürich
unterstüzrcn Bittschrift, an die Regierung, und der

Vollzichungsealh, nachdem er sich die daherigen Pro-
zeßaktcn hat vorlegen lassen, beeilt sich Ihnen B. G.
dieses Begehren miiMheilcn. Aus der Prozedur erhellt

nemljch, daß die unglückliche Wir; durch kindliche

Liebe, durch die Begierde ihrer von Gläubigern hart
bedrängten Mutter aus der Noch zu helfen, zu dieser

That verleitet worden ist.

(Die Forts, folgt.)

Beylagen zu dem Abgabengesetz für i8oc>.

12.

Bericht und Befinden derFinanzcom.
miß ion, vom 8len November, über
die Luxusabgabc n.

Ihr Ertrag wird auf Fr. 155,000 berechnet. Vor
zwey Iahren glaubte man, diese Art von Abgaben
würde Fr. S00.000 abwerfen; nach einer Anzeige des

Finanzministeriums belrug sie aber mehr nicht als

Fr. 7000.
Für dieß Jahr foll sich dieser Zweig von Abgaben

bloß auf drey Gegenstände bcichräi.ken; die männlichen

Bedienten; Kutschen und Pferde, und aufdie Jagd. 1)

Männliche Bediente. Für jeden, der nicht
gewöhnlich für den Landbau oder zu Fabrikarbeilcn
gebraucht wird, foll eine Abgabe bezahlt werden, und

zwar für den ersten Fr. 2, für den zweyten Fr. 4,
und für jeden folgenden Fr. 8. 2)

Kutschen und Pferde. Es wird bezahlt:
Für jedes Reitpferd Fr. 4. — Für jedes Wägclcin
zum Spazierenfähren oder Reisen, oder für et» Ca-
briolct, das Pferd mit Inbegriffen, Fr. 6. Fsir
ein Cabriolet oder Kutsche mit 2 Pferden Fr. 10. —
Für eine Kutsche mir ; oder z Pferden Fr. 20. ;)
1) Die Abgabe von Schaulpielen, Concerten, verzu-

weisenden Seltenheiten tc., gehörte nach dem Vor-
schlage der Vollziehung auch hieher; sie ist aber nach
der Anleitung der nähern Entwicklung des ganzen
Systems, oben unter den Gewerbsabgaben mitent-
hallen gewesen, als wohin sie eher zu gehören scheint.

2) Die der Vollziehung vorgelegte, von derselben aber

nicht angenommene nähere Entwicklung, wollte alle
diese Abgaben gerade auf das Doppelte ansetzen.

z) Auch hier war der Vorschlag verschieden: Zis ;

Iagdabgaben. Wer allein jagt, bezahlt Fr.
io für sein Patent; und Fr. 24 wenn er nnt seinem

eigenen Bedienten oder mit einer Person lagt, welche
an seinem Lohn steht. Die Gemsjagd und die auf
re.ssende Thiere, ist ledoch von dieser Gebühr ausge.
nommcn. 4)

Zu Vollziehung diestS Gesetzes wird verordnet: das

die Angabe der diesen Abgaben unterworfenen Gegen,

stände, inner 14 Tagen, von dessen Bekanntmachung,
oder von der Anschaffung der belegten Sache an,
geschehen soll; bey Strafe des zwcyiachen Betrags im

Fall von Versäuinniß, und des sechsfachen Betrags

im Fall von Verheelung des ganzen oder eines TW
dieser Luxusartikel.

Der Vollzichuiigsrath macht über diese, schon in >

dem vorige Auflagengefetze enthaltene Art von Zldga.

ben die Bemerkung, daß er einige Zweige derselben

weggelassen, die Taxe der andern dann vermindert und

hingegen gar keine Ausnahme gestattet habe, weilet

geglaubt, auf diese Weist den Schleichwegen derjenigen,

die sich aus schlechtem Willen den Abgaben zu entziehen

suchen, zuvorzukommen und diese Auflagen dadurch

einträglicher zu machen ohne daß dcn.clben vorgcnor. i

fen werden könne, diejenige Classe von Bürgern zu j

treff.n, deren Vermegenszustaiid wirklich unter tm
mittelmäßigcn ist.

Die Finanzcommißion läßt zwar diesen ZlbjM
volle Gerechtigkeit wicdcrfahrcii, mit dem allein à
scheint es ihr doch, daß da überhaupt das gegenwärtige

Auflagenfystem vorzüglich auf den Grundcigenlhmna

und mithin auf den Landmann druckt, es zu Pennn»

derung alles Scheins von Parlheiiichkeic nicht amitt

Ort wäre, wenn auch die hier ausgelassenen vorstd«

rigen Artikel der Luxnsadgaben, die vorzüglich ^
Städter treffen, in mehr oder mindenn wieder au>>

nommcn würde», wie z. B. eine Auflage aufdie

mehrte Anzahl weiblicher Dteustbolhcn, aufdie jM'
«cn Nhecn, auf die Hunde. Iagdparenlen aber ^
re» aus alle Fälle bloß auf diezeuigcn Bürger
schränken, welche mit Hunden jagen.

für ein Reitpferd; eben so viel für ein einspännig

Reistfuhrwerk; Fr. 8 für ein Cabriolet oder

zu 2 Pferde»; Fr. 16 für eine solche zu s'

Fr. ?2 für cine Kutsche zu 4 Pferden.
4) Stall dieser Patrmen, wollte der Vorschlag >e

Jagdhund und jeden andern Hund mit Fr. » belege
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Gesetzgebender Rath/ 2). Dec.

Fortsetzung.

(Beschluß der Botschaft des Voll; Raths, betreffend
die Begnadigung der Catharina Michel v. Zürich.)
Von den Gulden 89, welche sie aus dem Verkaufe

der ansgehobenen Waare erlöste, wurde» Gl. 50 zu

Bezahlung einer dringende» Schuld ihrer Mutter und

N Gl. für andere Anforderungen von Haudwerkslcuteu
verwendet, so daß sie von dem Ganzen nur eine sehr ge-
ringe Summe für sich behielte. Obfehon dieser Um-
stand nicht zureicht, das Vergehen selbst vor dein Ge-
setze zu entschuldigen, so glaubt doch der Vollz. Rath,
daß von derienigen Behörde, welcher das Recht der
Begnadigung zukommt, auf diesen besondern Fall Rück-
stcht genommen werden könne. Hierzu kömmt noch,
daß über die Hälfte der verhängten Straffezeit bereits
»erflossn ist, und die Familie der Unglücklichen sich

erbietet, sie bey rechtschaffenen Verwandten unterzubrin-
gen, und vermittelst einer sorgfältigen Aussicht, dcS
G-ichcnkeS der erhaltenen Freyheit würdig zu »rächen.

Aus allen diesen Beweggrünten schlägt der Vollz.
Rath Ihnen vor, der Anna Catharina Michel geb.
Wirz, den Rest ihrer Straffezeit imler der Bcdingniß
nachzulassen, daß sie bey ihren Verwandten uulerge-
bracht und unter die besondere Ansucht der Ortsobrigkcil
gestzt werde. Der Voliz. Rath ladet Sie B. G. sin,
d«!en Vorschlag Ihrer weisen und schleunigen Vera-
Hung zu untcrwerssen.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Poli-
ieycommißion gewiesen:

B. G. Sie haben unterm Okt. und ic>. Dec.
den Vollz. Räch eingeladen, über die von einer grossen
Anzahl von Kaufleuten im Cant. Sentis vorgebrachten
Beschwerden, die eine von der Mnnizipalitât in St.

Gallen auf ihre Waarenlager und Kramläden daselbst

gelegte Gemeindssteuer zum Gegenstände haben, die

nöthigen Erkundigungen einzuziehen. Auf die zu die»

sein Ende ertheilten Austräge, sind nun dem Vollz.
Rathe die bcyliegeude» umständlichen Berichte der Mu»
»izipalität von St. Galleu und der Vcrwalkungskam-
mer von Sentis zugekommen, aus welchen erhellet,
daß sich jene Behörde durch den 6. und 82. Art. des

MunizipalitätsgcsetzeS vom 15. Horn. 1799 berechtigt
glaubte, eine allgemeine Gemcindssicuer und folglich
auch auf die m St. Gallen täglich handeltreibenden

Bürger zu legen, welcher Verfügung sich die reclaim«
rcndcn Kaufleute um so weniger widersetzen konnten,
da diese Steuer bey der allgemeinen Bürgerversamm«

lung beschlösse» worden sey. Ohne Zweifel werden

Sie, B. K., durch diese Berichte in den Stand
gesezt, jene Beschwerden richtig zu beurtheilen und zu
entscheide».

Gschwend erhält für 4 Wochen und Wuhr»
man» für 14 DM Urlaubsverlängcrung.

Blattm a nn erhält für z Wochen und Lüscher
für 14 Tage Urlaub.

Am 24., 2;., 26., 27. und 28. Dec. waren
keine Sitzungen.

Gesetzgebender Rath, 29. Dec.
Präsident: Koch.

Der B. Schul er von Schwytz, Mitglied des

gesctzg. Raths, verlangt um seiner häuslichen Angele«

genhcilcn willen, Entlassung von seiner Stelle.
Der Rath beschließt, daß der Voll;. Rath von die»

ser genommenen Entlassung unterrichtet werden, und
daß in lo Tagen zur Wahl eines neuen Mitglieds ge«

schritten werden soll.

v
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Der Vollz. Rath zciqt durch cine Betschaft an,
daß er über tie beyden Dtkretevorschläge, die ten
Saalinspcklorcn des geietzg. Raths einen Credit von

4000 Fr. — und den, Obergerichlshof zum B Huf
seiner Canzley ein.cn Credit von 2000 Fr. eröffnen,
nichts zu bemerken habe.

Die beyden Dekrclsvorschläge werden hieraus zu De-
treten erhoben.

Der Vollz. Rath zeigt durch eine Botschaft an,
daß er über den Eesetzvorfchiag, der verordnet, daß

das sogenannte vroir cl'àulzume in Helvetic» kciaeswegs

statt haben soll, nichis zu bemerken habe.

Die zweyte Discußion über den Gesehvorschlag wird
vertaget.

Folgende Botschafters Voll;. Raths wird verlesen

und an die Civügcsetz. Commißiv» verwiesen:

B- G. In dcyüegcnder an S>c gerichteten Zuschrift
bitten der B- Jacob Brunncr und die Bürgerin Ma-
na Ebinger,'beyde von Hohentannen C- Thurgau,
welche lczrcre vier Jahre von ihrem Manne getrennt

lebte, und nahe drin Zeitpunkte, wo sie auf selbstiges

Ansuchen von tiescm gefchi.^.n werden sollte, vom

B- Brunncr geschwängert worden, daß ihncu gestattet

werde, sich ehelich trauen zu lassen, welches bis jc;t
durch ein wegen begangenem Ehebrüche gegen sie erlas,

sencs chegerichtlichcs Urtheil verhindert worden ist.

Der Dvllz. Rath glaubt, Ihnen B. G. diese Bitte
um so mehr empfehlen zu dürfen, da die Bürgerin
Ebingcr erst 4 Jahre, nachdem sie von ihrem Gatten
verlasse» war, die neue Verbindung mit B. Brunncr
geschlossen und sie selbst vor derselben auf die später

erfolgte Ehescheidung gedrungen hat.
Diese Umstände und die Rücksicht aus die gegenwär-

tige ganz traurige Lage der dcvden Personen, sind

vielleicht geeignet, Sie B. G. zn bewegen den began,

gcnen Fehler nicht so sircnge nach den an sich harten
Gesetzen des Cantons Thurgau zu beurtheilen und zu

Gunsten derselben zu entscheiden.

Die Finanzcommißion erstattet folgenden Bericht:
B- Gesetzgeber l Als Sie am iz. December das

Ihnen vorgetragene Auflagengesetz genehmigten und des-

sen Vollziehung dem Vsllzichungsrath übertrugen, hat-
ten Sie denselben zugleich eingeladen, Ihnen über die

festzusetzenden Straffen seinen Vorschlag 'einzugeben.

Diesem Begehren hat er auch bereits Folge geleistet

und die Finanzconunißion hat die Ehre, Ihnen über

diesen Vorschlag ihr Befinden zu hinterbringen.
Ucberhaupt tritt sie demselben bey, und räth somit

dessen Annahmen«, jedoch nicht unbedingt, sondern

mir einigen Modifikationen.
So wünschle sie in Betreff des allgemeinen, daß

es deutlich und bestimmt ausgedruckt würde, wie baß

die hier angenommenen Sirassen bloß das Maximum
wären, bis wohin die Vollziehung m deren näheren

Anwendung gehen könne, derälben überlassend, für

die Fälle von geringerer Fchlbarkeit auch geringere

Liraffen festzusetzen. Leicht jede Uebertretung würde

also mit der hier ansgestzten Straffe belegt werben;
sondern die mehrere oder mindere Straswürdigkei!
würde in der Auweudung diestr Straffen die crfoeder-

lichen Modifikationen zulassen.

Nun zn den verschiedenen vorgeschlagene» Straffen
stilbst.

1) Aus die Widcrhandlungen in Betreff der Grund,

sieuer, wird der doppelte Betrag der zu bezahlenden

Steuer gesezt, was nach dem Ermessen der Couimißivn

füglich angenommen werden kann.

2) Die Uebertrelungeii, welche auf den Stempel

und das Visa Being haben, werden in dem Gesetzes,

vorschlage der V'lftievung zusammengenommen, und

aus beyde wird die Ungültigkeit der nicht gestempelte!,

oder nicht vlsirtcn Akte als Strasse gesizt. Ihre iftni.

mißiv» findet aber, B. G-, daß hier zwischen dieün

beyden Arten von Uederlrekimgen ein Unterschied M
gemacht werden. Wem, künstige Akten nicht nach

den, durch Gesetze vorgeschriebenen Formeln v neriftct

werde»; so kann wohl aus eine solche Akt' die Nultiiàt

gesezt werden. Bey Akten hingegen, die wirklich cji-

stiren, die nach den jedesmal b.standencn Gesetzen errich-

let worden sind, und die milhin all? Requisite »ea

Rechtsgültigkeit an sich tragen, kann es aber, alle»

Rechtsgrund,atzen gemäß, nicht der Fall sinn, daß da,

bey Verabsäumung einer spälcc anbefohlenen Vorschrift,

Nullität Platz haben sollte Wenn mühm die Co>»>

inißivn dem Vorschlage der Vollziehung, so viel den

Stempel betrist, wohl beytretcn kann, und bey dcff»

Unterlassung die Ungültigkeit der Akte fur die angers
senstc Straffe hält; so räth sie hingegen an, daß âi

die Unterlassung des Visa eine Buße von dem >o v ^
des Betrags der Schuldschrift gesezt werde, deren M>

ximum jedoch nie Fr. 1000 sollte übersteigen können.

Bis zn Bezahlung dieser Buße bliebe doch die Rechts'

gültigkcil einer solchen Schuldschrifl suspcndirl.

In Betreff der Kartenspiele tritt die Cvmmißion

dem Vorschlage der Vollziehung, welcher auf die Mg«

„ahme derselbe» und eine Buße von Fr. 20 anträgt,



nur in so wcil bcy daß sic solchen bloß auf diejenigen

Personen anwenden möchte, welche Karlen verkaufe»

oder auf zu leistende Vergütung hin zum Spielen hin-

geben/ w-e es in den Caffcehaufern zu geschehen pflegt.

Tue Partikularen also / welche etwa noch ungestempelte

Kar.en vorrälhig hätten, sollten demnach nicht der Ge-

sayr ansgesczl seyn, daß ihnen solche weggenommen
wurlen. Für die erstrc Classe von Leuten hingegen,
weich- damit Gewinn und Kunst treiben, wäre noch

bwMlj'n, daß wenn sie sich einer solchen Wldcrhant.
wg schuldig gemacht hätten, ihnen ihre Hânsir durch-
flicht werden dürfen, um sich zu versichern : ob sie nicht
rech niche nngest.mpclte Karlen Huten? — Das Vcr-
bot der fremden Karten dann, findet die ComiNigio»
shr zweckmäßig. B>s anhin waren die inländischen
Karlen dein Stempel uinerworffen; die frcmoe» aoer
rich Diese wurden also vor jenen begünstiget, und

die,;vlge davon war, daß dieser nicht unbeträchtliche
Industriezweig beynahe unterdrückt worden wäre. Wirk-
sich ist die weitläuftige Kartenmanufaklur in Freydnrg
sirst gar eingegangen; alldlcw.il die des benachbarten
Neuschalel sich eben dadurch sehr emporgehoben t.at,

t) Wer in Betreff der Gew.rdspaleiucn sich eine

lleberteeiung erlaub:, bezahlt nach dem Vorschlage die

doppelte Patenrgcbühr. Diese Straffe nun möchte
die tzvmmißion wohl für diejenigen annehmen, welche
ihren Gcwerb zu gering angeben; sur dieienigen aber,
welche es ganz mircrlaffen würden, Patenten zu neh-

mui, glaubt sie auf eine höhere Straffe und namenl-
lich auf den vierfachen Betrag der Palentgebühr an-
âge» zu sollen.

4) Die Buße vor Fr. 200 nebst einjähriger Zu-
sihließang der Wirthschaft suc oie Trankstcucr- Ueber-

lrciui'.gen;

t) Der dreyfache Betrag der Luxusabgaben für
bie, welche wider diese Artikel des Gesetzes Handel»
würben; so wie

^

s) Der zweysache Betrag der Hantänderungsgebühr
die, welche sich hier Uedencelungen zu Schulde»

^muien lassen würden; scheinen sämilich der Commis-
hon si,ehe Slraffen zu seyn, die als zweckmäßig an-
ü »vrnincn werden können.

7) Dicsilbe Bewandniß hat es auch mir der Straf-
h/ welcher sich der öffentliche Beamte aussezt, und
lie in einer der Straffe des Utbertrclers gleichkommen-
hen Buße bestehen soll. Nur glaudie die Cvmmißion
die,:.» Artikel beysetzen zu solle», daß diese Buße im
Wiederholungsfälle doppelt bezahlt werden solle. Für

weitere Wiederholungen ist wohl unnöthig, stärkere

Straffen zu bestimmen, wcil ein solcher Beamter ohne»

hin nicht Vcy seiner Stelle gelassen werden wird.
8) Wtt erhandelnde Bürger sollen bcy Wiederhol»»»

gen das Doppelte teriemgen Strafe bezahlen zu welcher
sie das vongemal verfällt worden sind; cm 'Artikel, wel«

chem die Commißion devzulrcten anrälh.
Mit diesen augezeiglen Modifikationen, glaubt dem-

nach die Fmanzcommlßion daß Sie V. Ä., den Vor.
schlag annehmen kömilcn, zu wUchcm Ende sie sich die

Ehre giebt, Ihnen den hier beylegenden Entwurf, in
einer cuvas veränderten Redaktion zur Genehmigung
vorzulegen. (Die Forts, folgt.)

Kleine Schriften.
Schriften Maaße und Gewichte betres-

send; der helvetischen Regierung
vorgelegt. «.Erstes Stuck.) Ged r u kl aus
B c fc h l d es Vol l z. Raths. -80-.

Mit dem besonderen Titel:

Bericht der Festsetzung der Grund»
Einheiten de 6 v 0 n d e r fr à nkisehcn
Republik angenommenen M clrl-
sehen Systems, von dem zu diesem
Geschäfte Abgeordneten der helve-
tischen Republik. 8. Bern, in der
N a t 1 0 u al d uch d r u k e r c y. r 801. S. 48.

Es ist dieß ein summarischer und scienlifischer Bericht,
den der vorlrefliche B> Pros ffor Pralles, über seine

Sendung nach Paris, das neue metrische System be-

treffend, abgelegt hat. Er sangt damit an die manche»
ley Ursachen auseinanderzusetzen, welche Mannigfaltig,
keil und Ungewißheit in Maaß und Gewicht brachten,
und durch die daher rührenden Unbequemlichkeiten und

Mißverständnisse, ein so verwirrtes Wesen verursachten,

von dem eL weitläufig war, eine zwar oft nöthige, aber

an fiel» unfruchtbare Krmilinß zu erlangen. El».' Kennt-
niß die ganz wegfallt, wen» einmal cm unwandelbares,
ans die Natur gegründetes System in Maaß und Gewicht-
eingeführt wird. Das Gefühl der Verwillnng und der

Unordnung in den bisher wie dem Zufall überlassenen

metrischen Systemen, der daraus erwach,enden M>ß-

bräuche, und teS Mangels an Sickerheil, wurde mit
d n sich vermehrenden Wechselvcrhäiimsse» der Menschen

und ihre» Bedürfnissen immer größer; der Gedanke an-

Uebcreiukunfl, an Einförmigkeit und Einfachheil immer

lebhafter, und der Wunsch für die Einführung-àS-
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